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Aus der Untersuchung des IAB über Berufsverläufe*) 

Regionale Mobilität bei männlichen Erwerbspersonen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
Hans Hofbauer, Elisabeth Nagel 

In diesem Aufsatz werden Ergebnisse über die Abhängigkeit des Wohnortwechsels (in Ver-
bindung mit einem Wechsel der Arbeitsstätte) von Merkmalen wie Alter, Ausbildung, beruf-
licher Status und Statuswechsel vorgelegt. 
Es zeigte sich, daß von den männlichen Erwerbspersonen des Jahres 1970 in den vorausge-
gangenen 15 Jahren 16 % mindestens einmal in Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel 
in einen anderen Ort innerhalb der Bundesrepublik Deutschland umgezogen sind. Dabei fiel 
auf, daß bei Personen, die erst 1944 und später in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
gekommen waren (überwiegend Heimatvertriebene, Flüchtlinge und Spätaussiedler), der 
Anteil der Wohnortwechsler doppelt so hoch war wie bei Einheimischen. 
Je qualifizierter die allgemeine Schulbildung und die Berufsausbildung, desto höher war der 
Anteil der Wohnortwechsler (in Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel): So hatten z. B. 
von den männlichen Erwerbspersonen mit Volksschulbildung, die keine formalisierte Berufs-
ausbildung durchlaufen hatten, bei den Einheimischen 8 %, bei den Zugezogenen 21 % 
zwischen 1955 und 1970 mindestens einmal den Wohnort gewechselt. Für Personen mit 
Hochschulausbildung ergaben sich folgende Sätze: Einheimische 37 %, Zugezogene 46 %. 
Das bedeutet, daß es sich mit dem Wohnortwechsel in Abhängigkeit vom Bildungsniveau um-
gekehrt verhält wie mit dem Berufswechsel: Je höher das Bildungsniveau, desto häufiger wird 
der Wohnort gewechselt, je niedriger das Bildungsniveau, desto häufiger wird der Beruf ge-
wechselt. Der Anteil der Wohnortwechsler war bei Beamten im gehobenen und höheren 
Dienst sowie bei Angestellten in gehobener und leitender Stellung am höchsten (Einheimische: 
30-33%, Zugezogene: 41-44%), bei Arbeitern und Selbständigen am niedrigsten (Einhei-
mische: 8—10%, Zugezogene: 19—29%). Bei Befragten, bei denen sich zwischen 1955 und 
1970 der berufliche Status geändert hatte (die also z. B. von der Arbeiterschaft in die Ange-
stelltenschaft übergewechselt waren), war bei gleicher Ausgangslage der Anteil der Wohnort-
wechsler wesentlich höher als bei jenen, die 1970 noch den Status von 1955 innehatten. 
Die Tatsache, daß in Zuwanderungsregionen mit günstigen Arbeitsmarktbedingungen der 
Anteil der Wohnortwechsler, vor allem derjenigen, die über eine Entfernung von 50 km und 
mehr umgezogen sind, überdurchschnittlich hoch war, deutet darauf hin, daß Umzüge inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland zum Ausgleich von Ungleichgewichten zwischen regio-
nalen Teilarbeitsmärkten beitragen. Allerdings waren an diesen Umzügen gerade jene männ-
lichen Erwerbspersonen am wenigsten beteiligt, die am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen 
waren. 

Gliederung 

A. Einführung 
B. Methode der Untersuchung 
C. Ergebnisse 

I. Gesamtüberblick 
II. Wohnortwechsel im Zusammenhang mit einem 

Wechsel der Arbeitsstätte 

*) Die Methode dieser Untersuchung wurde in den „Materialien aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“, Jahrgang 1970, Heft 5, be-
schrieben. 
Bisher wurden aus dieser Untersuchung folgende Analysen veröffent-
licht: 

1. Hofbauer, Hans: Potentielle Berufsfelder für Frauen. Ein Beitrag zur 
Erforschung der Geschlechter-Flexibilität in einzelnen Berufen, in: 
MittAB, 4. Jahrgang, 1971, Heft 3, S. 386. 

2. Brinkmann, Christian; Gottwald, Karen; Schuster, Lothar: Die be-
rufliche Fortbildung männlicher Erwerbspersonen, 

 
a) Teil 1 in: MittAB, 5. Jahrgang, 1972, Heft 1, S. 1 
b) Teil 2 in: MittAB, 5. Jahrgang, 1972, Heft 2, S. 95. 
 
3. Hofbauer,  Hans; König,  Paul: Substitutionspotentiale bei  Ausbil-

dungsberufen (Lehrberufen) nach dem Urteil der Vorgesetzten, in: 
MittAB, 5. Jahrgang, 1972, Heft 2, S. 77. 

4. Hqfbauer, Hans; Kraft, Hermine: Materialien zur Statusmobilität bei 
männlichen Erwerbspersonen in der Bundesrepublik Deutschland, 
in: MittAB, 5. Jahrgang, 1972, Heft 3, S. 199. 

5. Hofbauer,  Hans; König,  Paul: Berufswechsel  bei  männlichen  Er-
werbspersonen   in   der   Bundesrepublik   Deutschland,   in:   MittAB, 
6. Jahrgang, 1973, Heft 1, S. 37. 

6. Brinkmann, Christian: Minderung der Erwerbsfähigkeit (Behinderung 
und Berufsverlauf, In: MittAB, 6. Jahrgang, 1973, Heft 1, S. 67. 

 

1. Wohnortwechsel und Jahr des Eintritts in 
das Erwerbsleben (Alter) 

2. Wohnortwechsel und Ausbildung 
3. Wohnortwechsel und beruflicher Status (zur 

Zeit der Befragung) 
4. Wohnortwechsel und Statuswechsel 
5. Waren die beobachteten Wohnortwechsel 

arbeitsmarktkonform ? 

III. Zusammenfassung 

A. Einführung 
Die Existenz von Ungleichgewichten zwischen Arbeits-
märkten verschiedener Volkswirtschaften läßt sich 
deutlich ablesen an den hohen Arbeitslosenquoten in 
Entwicklungsländern einerseits und an dem hohen 
Bedarf an Arbeitskräften in Industrieländern anderer-
seits. Das starke Einkommensgefälle zwischen solch 
unterschiedlich entwickelten Volkswirtschaften be-
wirkt, wenn keine Freizügigkeitsbeschränkungen be-
stehen, meist Wanderungen von Arbeitskräften, die 
dazu beitragen, Ungleichgewichte zwischen diesen 
Arbeitsmärkten verschiedener Volkswirtschaften ab-
zubauen. 
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Solche Ungleichgewichte können auch zwischen ver-
schiedenen räumlichen Teilarbeitsmärkten innerhalb 
einer Volkswirtschaft auftreten. Sie können z. B. ent-
stehen 

auf der Nachfrageseite 
o durch eine unterschiedliche Entwicklung des Be-

darfs an Arbeitskräften (quantitativ und/oder qua-
litativ) in der Wirtschaft verschiedener Regionen 
(bedingt z. B. durch unterschiedliches Wachstum 
einzelner Wirtschaftszweige, unterschiedliche Ra-
tionalisierungsmöglichkeiten, Produktionsverän-
derungen); 

o durch nicht arbeitsmarktorientierte (sondern z. B. 
rohstoff- oder absatzorientierte) Standortwahl bei 
Neuansiedlungen von Betrieben; 

auf der Angebotsseite 
o durch eine nicht dem Bedarf an Arbeitskräften 

entsprechende natürliche Bevölkerungsentwick-
lung (z. B. hohe Geburtenziffern bei der Land-
bevölkerung und niedrige Geburtenziffern in den 
Städten); 

o durch regionale Ungleichgewichte bei den Aus-
bildungseinrichtungen1) ; 

o durch nicht arbeitsmarktkonforme (sondern z. B. 
freizeitwertorientierte) Wanderungen der Arbeits-
kräfte. 

Solche Ungleichgewichte zwischen regionalen Teil-
arbeitsmärkten lassen sich entweder durch „Wande-
rungen“ des Kapitals oder durch Mobilität der Arbeits-
kräfte ausgleichen. 
In der Diskussion über die regionale Mobilität wird 
immer wieder die Frage gestellt, ob Wanderungen der 
Arbeitskräfte in größerem Umfang überhaupt wün-
schenswert seien oder ob nicht vielmehr andere Wege 
zum Ausgleich solcher Ungleichgewichte (z. B. Berufs-
wechsel bei nicht nachfrageadäquater Struktur der 
Erwerbspersonen, Betriebsansiedlungen bei Über-
angebot an Arbeitskräften, Betriebsverlagerungen bei 
Mangel an Arbeitskräften) beschritten werden müßten. 
Zu dieser Frage kann die Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung nur Entscheidungshiifen geben (z. B. Infor-
mationen über die Kosten der einzelnen möglichen 
Maßnahmen). Letztlich wird sie politisch entschieden 
werden müssen, weil meist verschiedene Werte (z. B. 
gesamtgesellschaftspolitische, regionalpolitische, ar-
beitsmarktpolitische Ziele) miteinander konkurrieren. 

Den Arbeitsmarktpolitiker interessiert vor allem, in-
wieweit regionale Mobilität als Instrument zum Aus-
gleich von Ungleichgewichten zwischen regionalen 
Teilarbeitsmärkten geeignet ist. Die Bemühungen in 
1) Vgl. dazu auch: Schwarz, Ursula und Stooß, Friedemann: Zur regio-

nalen Ungleichheit der beruflichen Bildungschancen und Vorschläge 
zum Abbau des Gefälles. Einzelergebnisse nach 60 Gruppen von 
Ausbildungsberufen in der Bundesrepublik Deutschland, in: MittAB, 
Heft 2,1973, S. 121 ff. 

2) Vgl. dazu: Hofbauer, Hans; Schuster, Lothar; Dadzio, Werner: Die 
Arbeitsuchenden  in der Bundesrepublik Deutschland  im Frühjahr 
1968, in: Mitt(IAB), Nr. 4, Oktober 1968, S. 194. 

3) Batchelder, Alan B.: Occupational and Geographie Mobility, Two 
Ohio Case Studies,   in: Industrial  and  Labor Relations  Review, 
Band 18,1965, S. 580 ff. 

4) Vgl. dazu z. B.: Willeke, Eduard: Von der raumgebundenen mensch-
lichen Arbeitskraft, Jena 1937, oder aus jüngerer Zeit: Adebahr, 
Hubertus: Binnenwanderungen und Lohnhöhe, in: Schmollers Jahr-
buch, 89. Jahrgang, 1969, Heft 5, S. 557 f. 

5) a) Bellerby, J. R.: Agriculture and Industry Relative Income, London 
1956. 

b) International Labor Office: Why Labour Leaves the Land, Genf 1960. 

der Bundesrepublik Deutschland, Arbeitskräfte zur 
Wanderung in Gebiete mit Arbeitskräfteknappheit zu 
bewegen (z. B. in den 50er Jahren nach dem Ruhr-
gebiet, in den 60er Jahren nach Baden-Württemberg 
oder in jüngster Zeit nach Berlin-West) haben zwar 
gezeigt, daß mit der Förderung der regionalen Mobili-
tät gewisse Wirkungen erzielt werden können. Es 
bleibt jedoch die Frage offen, inwieweit auch Perso-
nen angesprochen werden können, die auf dem Ar-
beitsmarkt einer besonderen Gefährdung ausgesetzt 
sind (wie z. B. Hilfsarbeiter). 
Die Untersuchungen über die Bereitschaft zur regio-
nalen Mobilität bei längerfristig Arbeitslosen in der 
Bundesrepublik Deutschland haben gezeigt, daß der 
Anteil der zum Umzug bereiten Arbeitslosen mit 18 % 
bei den Männern und 6 % bei den Frauen trotz des 
Drucks einer längerfristigen Arbeitslosigkeit relativ 
gering ist2). Eine entsprechende Untersuchung in den 
USA brachte das Ergebnis, daß von den Männern, die 
bereits 39 Wochen und länger arbeitslos waren, sich 
nur etwa die Hälfte mit einem Umzug in einen anderen 
Ort einverstanden erklärte3). 
In der Literatur wird die Frage aufgeworfen, welche 
Bedeutung dem Arbeitseinkommen als Regulativ auf 
dem Arbeitsmarkt zukomme und wie stark der Ein-
fluß außerökonomischer Faktoren auf die Wande-
rungsentscheidung sei4). Die wenigen zu dieser 
Frage vorliegenden Forschungsergebnisse5) geben zu 
der Vermutung Anlaß, daß die Unterschiede im Ar-
beitseinkommen schon beträchtlich sein müssen, um 
die Wirkung der mobilitätshemmenden Faktoren zu 
paralysieren. 
Als Beispiele für mobilitätshemmende Faktoren wer-
den in der Literatur genannt: 
— Mangelnde Informationen über die Arbeitsmarkt-

verhältnisse in anderen Regionen 
— Bindung an die geographischen und sozialen Be-

sonderheiten der Wohngemeinde 
— Bindung an immobilen Besitz 
— Wohnungsmangel bzw. Ungleichheiten in den Woh-

nungsmieten 
— Bindung an den Wohnort wegen schulpflichtiger 

Kinder 
— Mangelnde Unternehmungslust. 
Die Nachkriegsverhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren umfangreichen Zwangswande-
rungen und Fluchtbewegungen bieten eine seltene 
Gelegenheit, den Einfluß solcher mobilitätshemmen-
der Faktoren wenigstens grob abzuschätzen. Man wird 
unterstellen müssen, daß bei den nach 1944 in das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugezogenen 
Personen (überwiegend Heimatvertriebene, Flücht-
linge und Spätaussiedler) die mobilitätshemmenden 
Faktoren (vor allem die innere Bindung an die Wohn-
ortgemeinde sowie die Bindung an immobilen Besitz) 
wesentlich geringer waren als bei Einheimischen. Eine 
solche geringere Bindung an die Wohnortgemeinde 
wird sich in unterschiedlichem Wanderungsverhalten 
niederschlagen. In den nachfolgend dargestellten 
Ergebnissen wird deshalb bei den meisten Tabellen 
nach Einheimischen und Zugezogenen unterschieden. 
Dem Leser, der sich intensiver über Fragen der regio-
nalen Mobilität informieren will, steht eine umfang- 
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reiche Literatur, auch für den deutschsprachigen 
Raum, zur Verfügung. Einen Überblick darüber geben 
z. B. die Arbeiten von Albrecht6) und Horstmann7). 

B. Methode der Untersuchung 

Die Kernfragen zur regionalen Mobilität im Rahmen 
der Untersuchung über Berufsverläufe bei männlichen 
Erwerbspersonen lauteten: 

1. „Sind Sie seit 1955 (bzw., wenn 1956 oder später 
in das Erwerbsleben eingetreten: Seit Beginn Ihrer 
Erwerbstätigkeit)   innerhalb   der   Bundesrepublik 
Deutschland einschl. Berlin-West in einen anderen 
Ort umgezogen?“ 
Falls „ja“: 

2. „War darunter auch ein Umzug, der mit der Arbeits-
aufnahme in einem anderen Ort in Zusammenhang 
stand?“ 
Falls „ja“: 

3. „War darunter auch ein Umzug wegen Arbeits-
aufnahme an einem anderen Ort über eine Ent-
fernung von 50 km und mehr?“ 

Im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung wurden 
also Umzüge nur innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, und zwar von einem Ort in einen ande-
ren, erfaßt. Umzüge innerhalb einer Gemeinde wurden 
nicht erhoben. 
Die Antworten auf die Frage, ob der Umzug mit einer 
Arbeitsaufnahme in einem anderen Ort in Zusammen-
hang stand, lassen keine Schlüsse darüber zu, ob der 
Arbeitsstättenwechsel die Ursache für den Umzug 
war. Es können vielmehr auch private Gründe, die 

6) Albrecht, Günther: Soziologie der geographischen Mobilität, Stuttgart 
1972. 

7) Horstmann, Kurt: Horizontale Mobilität, In: Handbuch der empirischen 
Sozialforschung, herausgegeben von René König, Band II, Stuttgart 
1969, S. 43 f. 

einen Arbeitsstättenwechsel zur Folge hatten, für den 
Umzug maßgebend gewesen sein. 
Mit der Frage nach den Umzügen (im Zusammenhang 
mit einem Arbeitsstättenwechsel) über eine Entfer-
nung von 50 km und mehr sollte die regionale Mobi-
lität, die über eine größere Entfernung erfolgte, 
besonders herausgefiltert werden. 
Da das Abwanderungsgebiet nicht erfragt wurde, 
können darüber auch keine Ergebnisse vorgelegt 
werden. Wohl aber ist es möglich, Aussagen über das 
Zuwanderungsgebiet (durchschnittliche Arbeitslosen-
quote, Ausländeranteil im Arbeitsamtsbezirk, in dem 
die Erwerbspersonen zum Zeitpunkt der Befragung 
beschäftigt waren) zu machen. 

C. Ergebnisse der Untersuchung 
I. Gesamtüberblick 

Einen ersten Oberblick über die Anteile der Wohnort-
wechsler (Wohnortwechsel insgesamt, Wohnortwech-
sel in Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel 
und über eine Entfernung von 50 km und mehr) gibt 
Tabelle 1. 
Zunächst zu den Ergebnissen bei den männlichen 
Erwerbspersonen insgesamt (Spalte 3): 
— Ein gutes Viertel (27,4 %) aller männlichen Er-

werbspersonen des Jahres 1970 hat zwischen 1955 
und 1970 (bzw., wenn nach 1955 in das Erwerbs-
leben eingetreten: zwischen Eintritt in das Erwerbs-
leben und 1970) mindestens einen Wohnortwechsel 
vollzogen. 

— Bei mehr als der Hälfte (59,1 %) aller Wohnort-
wechsler war mindestens ein Umzug mit einem 
Arbeitsstättenwechsel verbunden. 

— Bei  knapp drei Viertel  (73,6%)  aller Wohnort-
wechsel, die mit einem Arbeitsstättenwechsel zu- 
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sammenhängen, war mindestens ein Umzug über 
eine Entfernung von 50 km und mehr enthalten. 

— Von allen männlichen Erwerbspersonen des Jah-
res 1970 waren in dem betreffenden Zeitraum 16 % 
mindestens einmal in einen anderen Ort umgezo-
gen und hatten dort eine Arbeit aufgenommen, 
12 % über eine Entfernung von 50 km und mehr. 

— 44% aller Wohnortwechsler waren mindestens 
einmal im Zusammenhang mit einem Arbeitsstät-
tenwechsel über eine Entfernung von 50 km und 
mehr umgezogen. 

Die Tatsache, daß bei mehr als 40 % aller Erwerbs-
personen, die mindestens einmal ihren Wohnort ge-
wechselt hatten, kein Arbeitsstättenwechsel erfolgte, 
ist in der zunehmenden Motorisierung der Erwerbs-
personen, aber auch in dem immer stärkeren Zusam-
menwachsen der Gemeinden begründet. 

Bei der Betrachtung der Unterschiede zwischen Ein-
heimischen und Zugezogenen (meist Heimatvertrie-
bene, Flüchtlinge und Spätaussiedler) fällt auf, daß 
der Anteil der Wohnortwechsler bei Zugezogenen 
jeweils etwa doppelt so hoch ist wie bei den Einhei- 

 

mischen. Hierfür dürfte einmal die bereits erwähnte 
Tatsache verantwortlich sein, daß die mobilitätshem-
menden Faktoren (z. B. Bindung an Wohnort oder 
immobilen Besitz) bei dem Personenkreis der Zuge-
zogenen weit weniger wirksam waren als bei Einhei-
mischen. Weiterhin ist zu bedenken, daß die Ansied-
lungsorte vor allem bei den Zwangswanderungen aus 
dem Osten nicht nach arbeitsmarktpolitischen Ge-
sichtspunkten ausgewählt wurden und die Betroffenen 
später häufig in Regionen mit für sie günstigeren 
Arbeitsmarktchancen abgewandert sind. Möglicher-
weise waren auch die sog. Pull-Faktoren (Anziehungs-
kräfte anderer Wohnorte), z. B. wegen der verstreuten 
Ansiedlung der Verwandten, größer als bei Einhei-
mischen. 
Wegen der großen Unterschiede im Wanderungsver-
halten zwischen Einheimischen und Zugezogenen 
werden die weiteren Untersuchungsergebnisse für 
diese beiden Personenkreise meist getrennt ausge-
wiesen. Für eine solche getrennte Darstellung spricht 
auch die Vermutung, daß sich das Wanderungsver-
halten der Zugezogenen mit zunehmender Integration 
auf das Niveau der Einheimischen einpendelt und 
eine zusammengefaßte Darstellung dadurch ein Bild 

258 



ergeben würde, aus dem keine realistischen Schlüsse 
auf das Wanderungsverhalten in der Zukunft gezogen 
werden können. 
II. Wohnortwechsel im Zusammenhang mit einem Wechsel 
der Arbeitsstätte 
Da im Rahmen dieser Untersuchung vor allem jene 
Umzüge interessieren, die Auswirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt hatten, wird bei der Darstellung der 
weiteren Ergebnisse auf die Wohnortwechsel ohne 
damit zusammenhängenden Arbeitsstättenwechsel 
verzichtet. Wenn also künftig von Wohnortwechsel 
gesprochen wird, dann ist immer der Wohnortwechsel 
in Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel ge-
meint. 
1. Wohnortwechsel und Jahr des Eintritts in das Erwerbsleben 
(Alter) 
Aus methodischen Gründen wurde stellvertretend für 
das Alter das Merkmal „Jahr des Eintritts in das Er-
werbsleben“ gewählt, das mit dem Merkmal „Alter“ 
in einem sehr engen Zusammenhang steht. 
Die Abhängigkeit des Anteils der Wohnortwechsler 
vom Jahr des Eintritts in das Erwerbsleben ist in 
Tabelle 2 dargestellt. 
Unter der (für Zugezogene weniger realistischen) 
Annahme, daß sich die Umzugsgewohnheiten in naher 
Zukunft nicht wesentlich ändern, lassen sich aus 
Tabelle 2 die voraussichtlichen Anteile der Wohnort-
wechsler (in Verbindung mit einem Arbeitsstätten-
wechsel) in Abhängigkeit von der Dauer der Erwerbs-
tätigkeit nach den Ergebnissen der Tabelle 2 voraus-
schätzen. Dazu folgende Beispiele: 
— Für Personen, die neu in das Erwerbsleben ein-

treten (d. h. in Tabelle 2: für Personen, die 1955 
und später in das Erwerbsleben eingetreten sind): 
In den ersten fünf Jahren nach Eintritt in das Er-
werbsleben  wechseln   16,3%   (das  sind  durch-
schnittlich 3,3 % pro Jahr) der männlichen Erwerbs-
personen im Zusammenhang mit einem Arbeits-
stättenwechsel ihren Wohnort. 

— Für Personen, die bereits im Erwerbsleben stehen 
(d. h. in Tabelle 2: für Personen, die vor 1955 in das 
Erwerbsleben eingetreten sind): Von den männ-
lichen Erwerbspersonen, die z. B. bereits 16 bis 
20 Jahre im Erwerbsleben stehen, vollziehen in den 
darauffolgenden 15 Jahren (also bis zum 31. bis 
35.  Jahr  der  Erwerbstätigkeit)   im   Durchschnitt 
12,7 % (das sind durchschnittlich 0,9 % pro Jahr) 
einen Wohnortwechsel in Verbindung mit einem 
Arbeitsstättenwechsel. 

Bei der Berechnung des durchschnittlichen Anteils der 
Wohnortwechsler pro Jahr in Abhängigkeit von der 
Dauer der Erwerbstätigkeit fällt auf, daß der Wohn-
ortwechsel in den ersten Jahren des Erwerbslebens 
am höchsten ist (im ersten Jahr nach Eintritt in das 
Erwerbsleben: 4,7% pro Jahr). Dies hängt wohl 
damit zusammen, daß ein großer Teil der männlichen 
Erwerbspersonen in dieser Phase des Erwerbslebens 
noch nicht verheiratet ist. Ferner wohl auch mit der 
ungleichen Regionalverteilung von Ausbildungs- und 
Arbeitsstätten. Weiterhin ist zu bedenken, daß bei den 
Beamten in den ersten Jahren des Erwerbslebens 
Versetzungen besonders häufig sind (z. B. Einwei-
sungszeiten). 

8) Vgl.: Hofbauer, Hans; König, Paul: Berufswechsel bei männlichen 
Erwerbspersonen in der Bundesrepublik Deutschland, in: MittAB, 6. 
Jahrgang, 1973, Heft 1, S. 37 ff. 

Bei der Betrachtung der Anteile der Wohnortwechsler 
bei Einheimischen und Zugezogenen zeigt sich, daß 
der mobilitätshemmende Faktor „Alter“ bei Zuge-
zogenen weit weniger ins Gewicht fällt als bei Ein-
heimischen: Zugezogene, die 1955 bereits 31 Jahre 
und länger im Erwerbsleben standen, wechselten 
in den Jahren 1955 bis 1970 mehr als fünfmal so häufig 
ihren Wohnort als Einheimische. Die Anteile der Wohn-
ortwechsler bei Zugezogenen sind auch in den jüng-
sten Altersgruppen (Eintritt in das Erwerbsleben 1965 
und später) wesentlich höher als in den entsprechen-
den Gruppen der Einheimischen. Dies dürfte u. a. 
damit zusammenhängen, daß die Personen dieser 
Altersgruppen häufig noch im Hause ihrer Eltern leben 
und mit diesen den Wohnort wechseln. 
2. Wohnortwechsel und Ausbildung 
Die Anteile der Wohnortwechsler (in Verbindung mit 
einem Arbeitsstättenwechsel) in Abhängigkeit von der 
allgemeinen Schulbildung und der Berufsausbildung 
sind in Tabelle 3 dargestellt. Außerdem sind in dieser 
und in weiteren Tabellen die Anteile der Wohnort-
wechsler enthalten, die über eine Entfernung von 
50 km und mehr umgezogen sind. 
Es zeigt sich, daß der Anteil der Wohnortwechsler 
um so größer ist, je qualifizierter die allgemeine Schul-
bildung: Er steigt von der Volksschulbildung über die 
Mittlere Reife zum Abitur jeweils um etwa 10 Prozent-
punkte an. Dies gilt sowohl für die Einheimischen als 
auch für die Zugezogenen. Weiterhin ergibt sich, daß 
männliche Erwerbspersonen mit einer Ausbildung an 
einer weiterführenden Schule (Mittlere Reife, Abitur) 
häufiger über eine Entfernung von 50 km und mehr 
umziehen als Volksschulabsolventen. Auch dies trifft 
sowohl bei Einheimischen als auch bei Zugezogenen 
zu. 
Bei der Berufsausbildung zeigt sich die gleiche Ten-
denz wie bei der allgemeinen Schulbildung: Je quali-
fizierter die Ausbildung, desto höher der Anteil der 
Wohnortwechsler. Bei der regionalen Mobilität sind 
die Verhältnisse also gerade entgegengesetzt zu de-
nen bei der beruflichen Mobilität (Berufswechsel): 
Je qualifizierter die Ausbildung, desto häufiger regio-
nale und desto seltener berufliche Mobilität8). 
Wie sind nun diese Unterschiede in den Anteilen der 
Wohnortwechsler zu erklären? Ein direkter Einfluß der 
Ausbildung auf das spätere Wanderungsverhalten ist 
nicht auszuschließen. So sind z. B. Personen mit einer 
schulischen Berufsausbildung (vor allem Hochschul-
ausbildung) häufig gezwungen, bereits zum Zwecke 
der Ausbildung in einen anderen Ort umzuziehen, weil 
es im Heimatort keine entsprechende Ausbildungs-
möglichkeit gibt. Schon von diesem ersten Zwang zum 
Wohnortwechsel können Einflüsse auf das spätere 
Mobilitätsverhalten ausgehen (allmähliche Lösung von 
der Heimatgemeinde). Hinzu kommt, daß für diesen 
Personenkreis in der Heimatgemeinde (vor allem in 
kleineren Gemeinden) häufig keine entsprechenden 
beruflichen Betätigungsmöglichkeiten bestehen, die 
Rückkehr in die Heimatgemeinde also ausgeschlossen 
ist und somit die Bindungen an diese Gemeinde weit-
gehend gelöst werden. Weiterhin dürfte eine qualifi-
zierte Ausbildung auch Einstellungsveränderungen 
bewirken, die einen späteren Wanderungsentschluß 
erleichtern. 
Die entscheidende Erklärung für den gefundenen Zu-
sammenhang zwischen Ausbildung und Wanderungs- 
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verhalten dürfte jedoch darin zu suchen sein, daß zwi-
schen Ausbildung und beruflichem Status ein Zusam-
menhang besteht und der berufliche Status (und das 
damit verbundene Einkommen) das Wanderungsver-
halten wesentlich beeinflußt. 

3. Wohnortwechsel und beruflicher Status (zur Zeit der Befragung) 
Zunächst sei darauf hingewiesen, daß der berufliche 
Status zur Zeit der Befragung nicht mit dem Status 
zum Zeitpunkt des Wohnortwechsels identisch zu sein 
braucht. Der z. B. bei den Selbständigen ausgewie-
sene Wohnortwechsel braucht also nicht von Selb-
ständigen vollzogen worden zu sein, sondern kann 
vielmehr auch in die Zeit zurückreichen, in der der Be-
fragte noch nicht selbständig war. Über den Zusam-
menhang zwischen Wohnortwechsel und Statuswech-
sel wird im nächsten Abschnitt berichtet. Zunächst sei 
der Wohnortwechsel in Abhängigkeit vom beruflichen 
Status dargestellt (Tabelle 4). 
Es fällt auf, daß bei Beamten im gehobenen und höhe-
ren Dienst sowie bei den Angestellten in gehobener 
und leitender Stellung die Anteile der Wohnortwechs-
ler (in Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel) 
am höchsten sind (Einheimische: 30-33%; Zugezo-
gene: 41-44%). Danach folgen mit deutlichem Ab-
stand die Beamten im einfachen und mittleren Dienst, 
die Angestellten in einfacher und mittlerer Stellung 
sowie die Meister im Angestelltenverhältnis (Einhei-
mische: 16-17%; Zugezogene: 26-30%). Bei den 
Selbständigen und Arbeitern sind die Anteile der 
Wohnortwechsler am niedrigsten (Einheimische: 8-
10%; Zugezogene: 19-29%). Diese Reihenfolge gilt, 
abgesehen von geringfügigen Verschiebungen (z. B. 
werden in den mittleren Altersgruppen die Beamten 
im gehobenen und höheren Dienst von den Ange-
stellten in gehobener und leitender Stellung über-
rundet), auch in den einzelnen Altersgruppen. 
Es fällt auf, daß der Anteil der Wohnortwechsler über 
eine Entfernung von 50 km und mehr bei den Gruppen 
mit den niedrigsten Anteilen von Wohnortwechslern 
insgesamt, also bei den Selbständigen und Arbeitern, 
unter dem Durchschnitt liegt. Personen dieser Grup-
pen ziehen also nicht nur weniger häufig um, sondern 
bleiben, wenn sie umziehen, häufiger als Angehörige 
anderer Gruppen unter der Entfernung von 50 km. 
Der relativ häufige Wohnortwechsel von Beamten, vor 
allem des gehobenen und höheren Dienstes, ist be-
reits aus der Alltagserfahrung bekannt. Die oft über 
das ganze Land verstreuten Dienststellen erfordern 
eine hohe regionale Mobilität der Bediensteten. Be-
förderungen sind deshalb bei Beamten häufig mit 
einer Versetzung verbunden, und Versetzungen sind 
auch sonst ein oft angewendetes Mittel der Personal-
politik. Die dabei entstehenden Kosten werden weit-
gehend vom Dienstherrn getragen (z. B. Umzugs-
kostenvergütung, Mietbeiträge, Schulbeihilfen). Wei- 
9) Institut für Demoskopie (Hrsg.): Jahrbuch der öffentlichen Meinung 

1965-1967, Allensbach und Bonn, Seite 58. 
10) Institut für Demoskopie: a.a.O. S. 66. 
11) So hat z. B. eine Untersuchung des IAB ergeben, daß von den 

männlichen  Arbeitslosen,   die   bereits   einen   Monat   und   länger 
arbeitslos  waren,  folgende  Prozentanteile  zum   Wohnortwechsel 
bereit waren: Wohnen in einer Mietwohnung: 17,8%, wohnen im 
eigenen Heim: 2,8%. Vgl. dazu: Hofbauer, Hans; Schuster, Lothar; 
Dadzio,    Werner:   Die   Arbeitsuchenden    in   der   Bundesrepublik 
Deutschland im Frühjahr 1968, in: Mitt(IAB), Heft 4, 1968, Seite 196. 

12) Institut für Demoskopie (Hrsg.): Jahrbuch der öffentlichen Meinung 
1957, S. 19. Vgl. dazu auch die Ergebnisse der Gebäude- und Woh-
nungszählung 1968, veröffentlicht in: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): 
Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1972, S. 
260. 

terhin ist zu berücksichtigen, daß es sich bei diesen 
Versetzungen in der Regel nicht um einen Arbeit-
geberwechsel handelt. Auch dieser Umstand deutet 
auf die Sondersituation der Beamten in bezug auf ihre 
regionale Mobilität hin. 
Eine Sondersituation, wenn auch mit entgegengesetz-
ter Wirkung, findet sich auch bei den Selbständigen. 
Ihre Bindung an Immobilien- und Kapitalbesitz bzw. 
an Abnehmer oder das Klientel läßt in den meisten 
Fällen keine regionale Mobilität zu oder erschwert sie 
zumindest sehr stark. 
Wie aber sind die beträchtlichen Unterschiede zwi-
schen den Angestellten (vor allem denen in gehobener 
und leitender Stellung) einerseits und den Arbeitern 
andererseits zu erklären? 
Folgende Möglichkeiten sind denkbar: 
a) Es gibt unter sonst gleichen Bedingungen eine 

unterschiedliche Einstellung zum Ortswechsel bei 
diesen Statusgruppen 

b) Die Bindungen an den Wohnort sind in diesen 
Statusgruppen unterschiedlich groß 

c) Die Anreize bzw. Zwänge zum Ortswechsel sind in 
diesen Statusgruppen unterschiedlich stark. 

Zu a) Die Möglichkeit, daß statusspezifische Einstel-
lungen zum Ortswechsel für die gefundenen Ergeb-
nisse mitverantwortlich sind, ist nicht auszuschließen. 
So können z. B. die unterschiedlichen Erziehungs-
bedingungen und Erlebnischancen für Kinder in die-
sen Gruppen eine Rolle spielen. Eine Untersuchung 
des Instituts für Demoskopie, die im Jahre 1964 durch-
geführt wurde, hat z. B. gezeigt, daß der Anteil der-
jenigen, die ihren Urlaub zu Hause verbringen, bei den 
Arbeitern mit 71 % wesentlich höher ist als bei den 
Angestellten, von denen nur 45% nicht in Urlaub 
fahren9). Das Kennenlernen anderer Regionen schon 
in der Jugendzeit dürfte jedoch dazu beitragen, die 
„Scheu vor der Fremde“ zu überwinden. Auch schicht-
spezifische Sprachgewohnheiten (stärkere Verbrei-
tung des Dialektes in der Arbeiterschaft)10) dürften 
dazu beitragen, daß solche unterschiedlichen Einstel-
lungen gegenüber dem Wohnortwechsel bestehen. 
Zu b) Ein erster Hinweis darauf, daß die Bindung an 
den Wohnort einen starken Einfluß auf die Umzugs-
häufigkeit ausübt, ergibt sich aus der Tatsache, daß 
Zugezogene, bei denen eine geringere Bindung an 
den Wohnort unterstellt werden kann, häufiger um-
gezogen sind als Einheimische (vgl. oben). Es stellt 
sich nun die Frage, ob zwischen Arbeitern und An-
gestellten solche unterschiedlich starken Bindungen 
an den Wohnort bestehen. Dies wird ohne eine ge-
zielte Untersuchung zu dieser Frage nicht schlüssig 
nachzuweisen oder zu widerlegen sein. Hier sollen 
einige Merkmale, von denen man weiß oder annehmen 
kann, daß sie die Stärke der Bindung an den Wohnort 
beeinflussen, betrachtet werden. 
Da ist z. B. der Hausbesitz, der einen starken Einfluß 
auf die Umzugsbereitschaft ausübt11). Es zeigt sich, 
daß zwischen Arbeitern und Angestellten im Hinblick 
auf dieses Merkmal keine wesentlichen Unterschiede 
bestanden: 1956 besaßen nach einer Umfrage des 
Instituts für Demoskopie12) 18 % der Arbeiter und 
20 % der Angestellten ein eigenes Haus. Wohl aber 
kann die Einstellung zum Hausbesitz dieser beiden 
Gruppen unterschiedlich sein. So ist es z. B. durchaus 
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möglich, daß Arbeiter, die häufiger selbst beim Bau 
des Hauses mitgeholfen haben und zudem im Umgang 
mit Behörden und Notaren unerfahrener sind als 
Angestellte, weniger häufig bereit sind, das eigene 
Haus wieder zu verkaufen. 
Eine gewisse Bindung an den Wohnort ergibt sich 
auch aus dem Besitz eines Gartens. 1967 hatten 46 % 
der Arbeiter und 31 % der Angestellten einen Gar-
ten13). Diese Anteile sprechen für eine etwas stärkere 
Bindung der Arbeiter an den Wohnort, wenn man 
unterstellt, daß das Opfer, den Garten bei einem Um-
zug aufzugeben, bei beiden Gruppen als gleich groß 
empfunden wird. 
Nimmt man die Mitgliedschaft in Vereinen (Stamm-
tischen, kirchlichen und geselligen Vereinen, Lieb-
haber- und Sportvereinen etc.) als Hinweis auf die 
soziale Einwurzelung in der Wohngemeinde und ver-
allgemeinert die von Mayntz für Euskirchen gefun-
denen Ergebnisse14), so kommt man zu dem Schluß, 
daß die soziale Einbindung in den Wohnort bei Ar-
beitern geringer ist als bei Angestellten. Mayntz 
konnte für diese Industriegemeinde zeigen, „daß mit 
steigendem Status die Teilnahme am organisierten 
Sozialleben ... zunimmt“13). In dieser Untersuchung 
zeigte sich auch, daß sich Flüchtlinge wesentlich 
weniger häufig solchen Vereinen anschließen als Ein-
heimische, ein weiterer Hinweis darauf, daß die soziale 
Bindung der Zugezogenen an die Wohnortgemeinde 
relativ gering war. 
Die Betrachtung verschiedener Merkmale, die Schlüsse 
auf den Grad der Bindung an die Wohngemeinde zu-
lassen, hat keine Hinweise auf eine stark unterschied-
liche Einwurzelung von Arbeitern und Angestellten in 
der Wohngemeinde ergeben. Wenn sich solche Unter-
schiede damit auch nicht definitiv ausschließen lassen, 
so kann man aus diesen Ergebnissen doch die Ver-
mutung ableiten, daß sie nicht sehr wahrscheinlich 
sind. 
Zu c) Dagegen lassen sich zahlreiche Hinweise dafür 
finden, daß die Anreize bzw. Zwänge zum Ortswechsel 
bei Arbeitern und Angestellten unterschiedlich stark 
sind. 
13) Institut für Demoskopie (Hrsg.): Jahrbuch der öffentlichen Meinung 

1965-1967, Allensbach und Bonn 1967, S. 6. 
14) Mayntz, Renate: Soziale Schichtung und sozialer Wandel in einer 

Industriegemeinde, Stuttgart 1958, S. 241 f. 
15) Institut für Demoskopie, a.a.O. S. 24. 

Zunächst sei darauf hingewiesen, daß Arbeiter ver-
mutlich einen niedrigeren Informationsstand über die 
Verhältnisse in anderen Regionen haben als Ange-
stellte. Dies wird aus den geringeren Kontakten ge-
schlossen, die Arbeiter mit Bewohnern anderer Re-
gionen haben: So schreiben z.B. Arbeiter weniger 
häufig private Briefe und Karten und sind weniger 
häufig an das Telefonnetz angeschlossen als Ange-
stellte15). Der daraus resultierende Informationsrück-
stand dürfte dazu beitragen, daß bei Arbeitern die 
Anreize, in einen anderen Ort umzuziehen, geringer 
sind als bei Angestellten. 
Ein weiterer Hinweis darauf, daß die Anreize zum 
Ortswechsel bei Arbeitern und Angestellten im Durch-
schnitt unterschiedlich stark sein dürften, ergibt sich 
aus einem Vergleich der Spanne der Einkommen in 
diesen beiden Gruppen. Die entsprechenden Werte 
sind in Tabelle 5 dargestellt. 
Sieht man einmal von allen individuellen Faktoren ab, 
die dafür maßgebend sind, in welche Verdienstklasse 
der jeweiligen Gruppe jemand kommt (z. B. Alter, 
Ausbildungsniveau, Beruf und berufliches Qualifika-
tionsniveau) und nimmt an, jeder Arbeiter bzw. An-
gestellte könnte mit der Wahrscheinlichkeit, wie sie 
sich aus der Einkommensverteilung seiner Gruppe 
ergibt, die einzelnen Verdienststufen erreichen: Die 
Wahrscheinlichkeit, z. B. bei einem Monatsverdienst 
von 999,- DM nach einem Arbeitsstättenwechsel 
1200,— DM und mehr zu verdienen, ist nach der Ver-
teilung der Tabelle 5 bei einem Angestellten mehr 
als viermal so groß als bei einem Arbeiter, voraus-
gesetzt beide verbleiben in ihrer Gruppe. Einem 
Arbeiter wird also ein Wohnortwechsel in Verbindung 
mit einem Arbeitsstättenwechsel vor allem dann loh-
nend erscheinen, wenn er damit den Übergang in die 
Gruppe der Angestellten mit ihren größeren Aufstiegs-
chancen verbinden kann. Diese These wird im näch-
sten Abschnitt, in dem der Wohnortwechsel in Ab-
hängigkeit von der Statusmobilität untersucht wird, 
zu prüfen sein. 
Es gibt noch eine Reihe weiterer Faktoren, die dafür 
sprechen, daß die Anreize bzw. Zwänge zum Wohn-
ortwechsel bei Arbeitern und Angestellten unter-
schiedlich stark sind, wie z. B. die bis vor einigen 
Jahren geltenden Festmieten, die vor allem bei den 
Arbeitern mobilitätshemmend gewirkt haben dürften, 
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oder die Vermutung, daß Arbeitslosigkeit in diesen 
beiden Gruppen sozial unterschiedlich bewertet wird. 
Über solche Zusammenhänge liegen jedoch keine 
Untersuchungsergebnisse vor. 

4. Wohnortwechsel und Statuswechsel 
Bei der Analyse des Zusammenhangs zwischen Sta-
tusmobilität und Wohnortwechsel wurde der beruf-
liche Status 1955 mit dem von 1970 verglichen. Weitere 
Bewegungen innerhalb dieses Zeitraums wurden 
nicht erfaßt. Jene Erwerbspersonen, die 1955 noch 
nicht erwerbstätig waren, wurden gesondert aus-
gewiesen. Mit dieser damit verbundenen groben 
Altersgliederung (vor bzw. nach 1955 in das Erwerbs-
leben eingetreten) konnten die altersbedingten Unter-
schiede wenigstens teilweise eliminiert werden. Die 
entsprechenden Ergebnisse sind in Tabelle 6 dar-
gestellt. 

Bei der Betrachtung der Anteile der Wohnortwechsler 
(insgesamt) in Abhängigkeit vom beruflichen Status 
1955 und 1970 zeigen sich folgende Auffälligkeiten: 
— Der Anteil der Wohnortwechsler ist bei Status-

mobilen höher als bei Statusstabilen. 

 
— Bei Bewegungen innerhalb der Arbeiterschaft 

(vom un- und angelernten Arbeiter zum 
Facharbeiter und umgekehrt) ist der Anteil der 
Wohnortwechsler niedriger als bei Bewegungen 
innerhalb der Angestelltenschaft (vom 
Angestellten in einfacher und mittlerer Stellung 
zum Angestellten in gehobener und leitender 
Stellung und umgekehrt). 

— Der niedrigste Anteil der Wohnortwechsler zeigt 
sich bei den männlichen Erwerbspersonen, die so-
wohl 1955 als auch 1970 selbständig waren. Am 
anderen Ende der Skala stehen jene Beamten im 
gehobenen und höheren Dienst, die 1955 noch 
nicht erwerbstätig waren (jüngere Beamte im ge-
hobenen und höheren Dienst). 

Die Ergebnisse bestätigen die im letzten Abschnitt 
formulierte These, daß Arbeiter wenig regional mobil 
sind, wenn sie in ihrer Gruppe verbleiben, daß sich 
jedoch die Anteile der Wohnortwechsler stark er-
höhen, wenn Arbeiter z. B. in die Gruppe der Ange-
stellten überwechseln. Der damit verbundene Ein-
kommens- bzw. Prestigegewinn, der beim Verbleib 
in der Gruppe der Arbeiterschaft kaum möglich ist, 
ist offensichtlich notwendig, um den Einfluß der mobi-
litätshemmenden Faktoren zu überwinden. Ähnliches 
gilt auch für die Gruppe der Angestellten: Von denen, 
die 1955 und 1970 in einfacher und mittlerer Stellung 
tätig waren, hatten in diesem Zeitraum 15% ihren 
Wohnort gewechselt. Bei Angestellten dagegen, die 
zwischen 1955 und 1970 von einer einfachen bzw. 
16) Die Ergebnisse über den Zusammenhang zwischen Wohnortwechsel 

und beruflicher Fortbildung sind dargestellt in: Brinkmann, Christian; 
Gottwald, Karen; Schuster, Lothar: Die berufliche Fortbildung 
männlicher Erwerbspersonen, Teil 2, in: MittAB, 5. Jahrgang, 1972, 
Heft 2, S. 95 f. 

mittleren Stellung in eine gehobene oder leitende 
Stellung aufgestiegen waren, hatten 30 % einen 
Wohnortwechsel vollzogen. Da im Rahmen der Berufs-
verlaufsuntersuchung das Einkommen nicht erhoben 
wurde, kann leider keine Aussage darüber gemacht 
werden, welcher Einkommenszuwachs notwendig ist, 
um einen Wohnortwechsel zu initiieren. 
Bei den Anteilen der Wohnortwechsler von Einheimi-
schen und Zugezogenen sind größere Abweichungen 
von der durchschnittlichen Relation (1:2) in folgenden 
Fällen zu beobachten: 
— 1955 und 1970 Selbständiger: In dieser Gruppe 

haben von den Einheimischen 4 %, von den Zuge-
zogenen 18 % zwischen 1955 und 1970 mindestens 
einmal in Verbindung mit einer Arbeitsaufnahme 
den Wohnort gewechselt. Hierbei ist zu berück-
sichtigen,  daß sich  unter den Zugezogenen  in 
geringerem Maße Selbständige befinden, bei denen 
Wohnortwechsel wegen Immobilien- oder Kapital-
besitz besonders erschwert ist (z. B. Landwirte, 
Inhaber größerer Unternehmen etc.), als bei den 
Einheimischen. 

— Der Unterschied bei Personen, die 1955 als un- 
oder angelernte Arbeiter und 1970 als Selbständige 
tätig waren, dürfte wiederum auf die unterschied-
liche Zusammensetzung der Selbständigen bei Ein-
heimischen und Zugezogenen zurückzuführen sein 
(vgl. oben). 

In einer weiteren Auszählung wurde geprüft, ob zwi-
schen Wohnortwechsel und Berufswechsel eine Ab-
hängigkeit besteht16). Die entsprechenden Ergebnisse 
sind in Tabelle 7 dargestellt. Es sei in diesem Zu-
sammenhang darauf hingewiesen, daß in der Berufs-
verlaufsuntersuchung nicht danach gefragt wurde, 
ob der Berufswechsel zeitlich mit dem Wohnort-
wechsel zusammenfiel. Deshalb kann über den un-
mittelbaren Zusammenhang zwischen Berufs- und 
Wohnortwechsel keine Aussage gemacht werden. 

Die Ergebnisse zeigen, daß der Anteil der Wohnort-
wechsler bei jenen Erwerbspersonen, die zwischen 
1955 und 1970 einen Berufswechsel vollzogen hatten, 
um etwa 45 % höher ist als in der entsprechenden 
Vergleichsgruppe (kein Berufswechsel). Der Anteil der 
Wohnortwechsler über eine Entfernung von 50 km 
und mehr unter den Wohnortwechslern insgesamt ist 
in beiden Gruppen etwa gleich groß. 
Das Ergebnis, daß Berufswechsler überdurchschnitt-
lich häufig den Wohnort gewechselt haben, überrascht 
deshalb, weil man zunächst unterstellen kann, daß 
Berufswechsel und Wohnortwechsel eher Alternativen 
sind. Dies gilt jedoch nur unter der Annahme, daß 
Wohnortwechsel arbeitsmarktkonform ist, wenn also 
in Regionen mit günstigen Arbeitsmarktchancen um-
gezogen wird. Bei Umzügen in Regionen mit im Ver-
gleich zum Abwanderungsgebiet schlechteren Arbeits-
marktchancen kann Berufswechsel sogar die Folge 
eines Wohnortwechsels sein. Der Frage, ob Wohnort-
wechsel arbeitsmarktkonform sind, kommt aus diesen 
und anderen Gründen eine besondere Bedeutung zu. 
Sie soll deshalb im nächsten Abschnitt besonders 
behandelt werden. 

5. Waren die beobachteten Wohnortwechsel arbeitsmarktkonform? 
Zur empirischen Überprüfung der Frage, in welchem 
Ausmaß regionale Mobilität arbeitsmarktkonform ist, 
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bieten sich verschiedene Methoden an. So kann man 
z. B. ermitteln, ob Wohnortwechsel überwiegend aus 
Gebieten mit hoher Arbeitslosigkeit in Gebiete mit 
niedriger oder keiner Arbeitslosigkeit erfolgten. Oder 
man prüft, ob vor allem Personen wandern, die zuvor 
häufiger arbeitslos oder unterwertig beschäftigt waren. 
Wanderungen sind auch arbeitsmarktkonform, wenn 
sie aus Gebieten, Wirtschaftszweigen oder Betrieben 
mit niedrigem in solche mit hohem Verdienstniveau 
erfolgen, also „einkommensgerichtet“ sind. 
Die Möglichkeiten, solche und andere Fragen auf-
grund der Daten aus der Berufsverlaufsuntersuchung 
empirisch zu überprüfen, sind begrenzt, zum einen, 
weil der zeitliche bzw. ursächliche Zusammenhang 
zwischen dem Wohnortwechsel und anderen Merk-
malen (z. B. Arbeitslosigkeit) nicht erhoben wurde, 
zum anderen, weil nur Daten über die Zuwanderungs-
region (d. h. dem Arbeitsamtsbezirk, in dem der Be-
fragte zum Zeitpunkt der Untersuchung beschäftigt 
war), nicht aber über die Abwanderungsregion und 
auch nicht darüber vorlagen, ob der Umzug über die 
Grenzen der Region hinweg oder innerhalb der Region 
erfolgte. 

Zunächst zur Arbeitslosigkeit in den Zuwanderungs-
regionen: 
Lansing und Mueller“) haben in ihrer Untersuchung 
über die geographische Mobilität der Arbeitskräfte 
in den USA die Ab- und Zuwanderungsregionen nach 
dem Grad der Arbeitslosigkeit in diesen Regionen 
gegliedert und festgestellt, daß der Umfang der Ab-
wanderungen aus Regionen, in denen im Beobach-
tungszeitraum keine oder nur geringfügige Arbeits-
losigkeit herrschte, überdurchschnittlich groß war. 
Bei der Analyse der Verhältnisse in den Zuwande-
rungsgebieten zeigte sich, daß in Regionen mit gerin-
ger Arbeitslosigkeit der Anteil der Zuwanderer am 
höchsten war. 

Um Anhaltspunkte über die Verhältnisse in der Bun-
desrepublik Deutschland zu bekommen, wurden zu- 
17) Lansing, John B. und Mueller, Eva: The Geographie Mobility of Labor, 

Michigan 1967, S. 90 f. 

nächst die Arbeitsamtsbezirke der Zuwanderungs-
gebiete nach ihrer Arbeitsmarktsituation gegliedert. 
Da nur Daten für die Jahre 1968 bis 1970 und diese 
auch nur für die Erwerbspersonen insgesamt (und 
nicht nach Geschlecht getrennt) zur Verfügung stan-
den, konnten nur für diesen Zeitraum durchschnitt-
liche Arbeitslosenquoten für die einzelnen Arbeits-
amtsbezirke berechnet werden. In Tabelle 8 wurden 
dann die einzelnen (insgesamt 144) Arbeitsamts-
bezirke zu Regionen mit unterschiedlicher Arbeits-
losenquote zusammengefaßt und die Wohnortwechs-
ler in diesen Zuwanderungsregionen dargestellt. 
Es zeigt sich, daß der Anteil der Wohnortwechsler 
in Arbeitsamtsbezirken (Zuwanderungsregionen) mit 
niedriger Arbeitslosenquote überdurchschnittlich hoch 
ist und daß vor allem der Anteil der Wohnortwechsler 
über eine Entfernung von 50 km und mehr mit zuneh-
mender Arbeitslosenquote abfällt. Da unter den Wohn-
ortwechslern über eine Entfernung von 50 km und 
mehr vorwiegend solche enthalten sein dürften, die 
über die Grenzen der Arbeitsamtsbezirke hinweg 
umgezogen sind, kann man aus den gefundenen 
Werten den Schluß ziehen, daß Umzüge in Verbin-
dung mit einem Arbeitsstättenwechsel überdurch-
schnittlich häufig in Gebiete mit niedriger Arbeits-
losenquote erfolgen. Umzüge ausschließlich in Ge-
biete mit niedriger Arbeitslosenquote sind schon des-
halb nicht zu erwarten, weil die Arbeitslosenquote als 
Durchschnittszahl nicht die möglicherweise unter-
schiedlichen Verhältnisse in einzelnen Berufen be-
rücksichtigt. Außerdem erfolgen Umzüge in Verbin-
dung mit einem Wechsel der Arbeitsstätte nicht immer 
aus arbeitsmarktlichen Motiven, sondern können auch 
rein private Gründe haben (z. B. Heirat, Freizeitwert 
des Zuzugortes etc.). Bei der Versetzung der Be-
amten spielt die Arbeitsmarktsituation des Zuwande-
rungsgebietes keine direkte Rolle, ja es ist sogar 
möglich, daß Versetzungen bewußt in Gebiete mit 
hoher Arbeitslosenquote erfolgen (z. B. bei der An-
siedlung neuer Behörden in weniger entwickelten 
Gebieten). Um diese Frage zu prüfen, wurden die 
Daten über Wohnortwechsler in Arbeitsamtsbezirken 
unterschiedlicher Arbeitslosenquoten zusätzlich nach 
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der Stellung im Beruf gegliedert. Die entsprechenden 
Ergebnisse sind in Tabelle 9 dargestellt. 
Aus der Tabelle geht hervor, daß Umzüge in Verbin-
dung mit einem Arbeitsstättenwechsel bei Beamten 
am wenigsten „arbeitsmarktgerichtet“ waren. Eine 
starke Übereinstimmung mit den Verhältnissen auf 
dem Arbeitsmarkt ergibt sich bei den Wohnortwech-
seln der Selbständigen, vor allem über eine Entfer-
nung von 50 km und mehr. 

Eine weitere Möglichkeit zur Überprüfung der Frage 
nach der Arbeitsmarktkonformität der Wanderungen 
ergab sich dadurch, daß aus dem Material der Volks-
und Berufszählung 1970 die Anteile der ausländischen 
männlichen Erwerbspersonen an der männlichen 
Wohnbevölkerung in den einzelnen Arbeitsamtsbezir-
ken errechnet werden konnten. Der Kombination 
dieser Daten mit den Anteilen der Wohnortwechsler 
in den Arbeitsamtsbezirken (Zuwanderungsgebieten) 
liegt die These zugrunde, daß der Anteil der aus-
ländischen Erwerbspersonen ein Indikator für den 
Grad der Nachfrage nach Arbeitskräften in der be-
treffenden Region ist, da man unterstellen kann, daß 

Ausländer ausschließlich arbeitsmarktadäquat ange-
siedelt werden. Die entsprechenden Ergebnisse sind 
in Tabelle 10 dargestellt. 

Sie zeigen, daß in Arbeitsamtsbezirken mit einem 
hohen Anteil der ausländischen männlichen Erwerbs-
personen an den männlichen Erwerbspersonen ins-
gesamt der Anteil der Wohnortwechsler, vor allem 
über eine Entfernung von 50 km und mehr, überdurch-
schnittlich hoch ist. Auch auf diesem Wege kommt man 
also zu dem Ergebnis, daß zwischen der Arbeitsmarkt-
situation der Zuwanderungsregion und der Häufigkeit 
der Zuwanderung eine positive Beziehung besteht. 
Das bedeutet weiterhin, daß die Anahme nicht ge-
rechtfertigt wäre, der Rückgriff auf Ausländer ver-
zerre die innerdeutschen arbeitsmarktpolitisch sinn-
vollen Wege des Arbeitsmarktausgleichs. Es sind 
vielfach dieselben Bezirke, in die Deutsche und Aus-
länder seit Jahren überdurchschnittlich stark zu-
wandern. 
Lansing und Mueller haben in ihrer bereits erwähnten 
Untersuchung über die geographische Mobilität in den 
USA u. a. auch geprüft, ob eine häufigere Arbeits- 
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losigkeit der Befragten einen Einfluß auf ihr Wande-
rungsverhalten hat. Sie fanden: „that there is only 
a moderate differential between the mobility rates of 
workers with and without unemployment experien-
ce18). One reason for the limited response ... (is): 
the kinds of workers who are susceptible to unemploy- 
18) Wobei bei den Personen, die arbeitslos waren, ein etwas größerer 

Anteil von Wanderern festgestellt wurde als bei Personen, die ständig 
beschäftigt waren. 

19) Lanslng, John B. und Mueller, Eva: a.a.O. S. 72. 

ment for the most part have a Iow propensity to 
move“19). 
Im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung wurde 
u. a. auch nach der Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit 
seit 1955 (bzw., wenn später in das Erwerbsleben 
eingetreten: Seit Eintritt in das Erwerbsleben) gefragt. 
Aufgrund dieser Daten wurden die Befragten nach der 
Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit gegliedert und für 
die einzelnen Gruppen der Anteil der Wohnort- 
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Wechsler ermittelt. Die Ergebnisse wurden in Ta-
belle 11 zusammengefaßt. 

Bei der Interpretation der Werte der Tabelle 11 ist zu 
berücksichtigen, daß nicht nach der Dauer der Arbeits-
losigkeit vor und nach dem Umzug differenziert wer-
den konnte. Außerdem wurde nicht nach der Art der 
Arbeitslosigkeit (saisonale, konjunkturelle oder struk-
turelle Arbeitslosigkeit) unterschieden. Deshalb las-
sen die Ergebnisse auch nur grobe Schlüsse auf die 
Abhängigkeit des Wohnortwechsels von der Dauer 
der Arbeitslosigkeit zu. 

Wie in den USA, so zeigt sich auch in der Bundes-
republik Deutschland ein leichtes Übergewicht der 

Wohnortwechsler bei Personen, die bereits einmal 
arbeitslos waren. Die überdurchschnittlich hohen An-
teile von Wohnortwechslern entfallen jedoch auf jene 
Gruppen, die in dem Zeitraum zwischen 1955 und 1970 
insgesamt maximal ein Jahr arbeitslos waren. Unter 
den länger als ein Jahr arbeitslosen Männern liegt 
der Anteil der Wohnortwechsler unter dem Durch-
schnitt. Auch hierin stimmen die Ergebnisse mit den 
von Lansing und Mueller gefundenen überein. Der 
Versuch, die Anteile der Wohnortwechsler in Ab-
hängigkeit vom Einkommensniveau in den Zuwande-
rungsregionen zu ermitteln, ist deshalb gescheitert, 
weil die bisher veröffentlichten Daten über das Durch-
schnittseinkommen in einzelnen Regionen20) sich auf 
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Regionen beziehen, die sich nicht mit Arbeitsamts-
bezirken decken und auch durch Zusammenfassungen 
nicht mit diesen zur Deckung gebracht werden können. 
Durch einen Rückgriff auf das Originalmaterial soll 
versucht werden, diesen Test doch noch durchzu-
führen. Über die Ergebnisse wird, falls der Versuch 
gelingt, in einem der nächsten Hefte berichtet. 

III. Zusammenfassung 
Die Analyse über Wohnortwechsel in Verbindung mit 
einem Arbeitsstättenwechsel bei männlichen Erwerbs-
personen in der Bundesrepublik Deutschland brachte 
folgende Ergebnisse: 
1. Von den männlichen Erwerbspersonen des Jahres 
1970 waren in den vorausgegangenen 15 Jahren, also 
zwischen 1955 und 1970, 16% mindestens einmal in 
Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel in einen 
anderen Ort innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land umgezogen. 
2. Der Anteil dieser Wohnortwechsler ist bei männ-
lichen Erwerbspersonen, die 1944 und später in das 
Gebiet  der   Bundesrepublik   Deutschland   (einschl. 
Berlin-West) zugezogen sind (überwiegend Heimat-
vertriebene, Flüchtlinge, Spätaussiedler), doppelt so 
hoch wie bei Einheimischen (Einheimische: 13 %, Zu-
gezogene: 26 %, insgesamt: 16 %). 
3. Bei drei Vierteln der männlichen Erwerbspersonen, 
die zwischen 1955 und 1970 mindestens einmal in 
Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel in einen 
anderen Ort der Bundesrepublik Deutschland um-
gezogen waren, lag der neue Wohnort 50 km und mehr 
vom alten entfernt. 
4. Die höchsten Anteile von Wohnortwechslern (in 
Verbindung mit einem Arbeitsstättenwechsel) finden 
20) Jöhrens, Egbert: Regionale Lohn- und Gehaltsunterschiede in der 

Bundesrepublik Deutschland, in: Wochenbericht des DIW, Nr. 
31/1973. 

sich bei jungen Erwerbspersonen, die gerade ihre 
Ausbildung beendet hatten. Von diesen wechselten 
pro Jahr durchschnittlich knapp 5 % mindestens ein-
mal ihren Wohnort. Mit zunehmendem Alter geht die-
ser Anteil stark zurück: Von den männlichen Erwerbs-
personen z. B., die bereits 10 Jahre im Erwerbsleben 
standen, wechselten im Jahresdurchschnitt nur noch 
2 % ihren Wohnort. 
5. Je qualifizierter die Ausbildung, desto größer war 
der Gesamtanteil (1955 bis 1970) der Wohnortwechs-
ler: Der niedrigste Anteil ergab sich bei Personen mit 
Volksschulausbildung,  die   keine   Berufsausbildung 
durchlaufen hatten (Einheimische: 8%, Zugezogene: 
21 %), der höchste Anteil bei Personen mit Abitur und 
Hochschulstudium (Einheimische: 37 %, Zugezogene 
46 %). Diese Tendenz ist entgegengesetzt zum Be-
rufswechsel. 
6. Beamte im gehobenen und höheren Dienst und 
Angestellte in gehobener und leitender Stellung haben 
im Zusammenhang mit einem Arbeitsstättenwechsel 
zwischen 1955 und 1970 am häufigsten ihren Wohnort 
gewechselt (Einheimische: 30—33 %, Zugezogene: 41 
bis 44 %). Die niedrigsten Anteile fanden sich bei 
Selbständigen und Arbeitern (Einheimische: 8-10%, 
Zugezogene: 19-29 %). 
7. Die Anteile der Wohnortwechsler waren bei jenen 
männlichen Erwerbspersonen, die zwischen 1955 und 
1970 beruflich aufgestiegen waren, bei gleicher Aus-
gangslage durchweg höher als bei solchen, die ihren 
Status nicht geändert hatten. 

8. Die Auswertungen haben gezeigt, daß in Zuwande-
rungsregionen, in denen günstige Arbeitsmarktbedin-
gungen herrschen (niedrige Arbeitslosigkeit, starke 
Nachfrage nach Arbeitskräften), der Anteil der Wohn-
ortwechsler überdurchschnittlich hoch ist. Anderer-
seits ist er bei jenen männlichen Erwerbspersonen, 
die am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen waren, 
relativ gering. 
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